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Hier ist jenseits von rechtlichen Vorgaben – sowohl 
planungsrechtlichen als auch umwelt- und immissi-
onsrechtlichen Vorgaben – eine Entscheidung ge-
troffen worden. Dieser Standort hätte grundsätzlich 
eigentlich nie genehmigt werden dürfen, wenn nicht 
vorher das Zielabweichungsverfahren gemacht wor-
den wäre. Das musste komplizierterweise nachge-
holt werden. 

Jetzt haben sich in der Tat – auch durch weitere 
Rechtsentwicklungen, durch Gerichtsentscheidun-
gen; Sie wissen, dass das OVG Münster entspre-
chend entschieden hat – neue Sachverhalte bezo-
gen auf FFH-Schutz ergeben, die sauber abgeprüft 
worden sind. 

Alles das hat vorher nicht stattgefunden. Das haben 
diese Landesregierung und diese Behörden ge-
macht. Deshalb gehen wir davon aus, dass das Ver-
fahren auch rechtssicher ist und vor Gericht Bestand 
haben wird. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD –Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Mi-
nister Remmel. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
schließe ich die Aussprache zu Tagesordnungs-
punkt 4.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der FDP hat direkte Abstimmung über den 
Inhalt des Antrages beantragt. Wer dem Antrag mit 
der Drucksache 16/14389 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die FDP-Fraktion und die CDU-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und die Piraten. Möchte sich jemand enthalten? – 
Das ist nicht der Fall. Dann ist der Antrag der FDP 
mit dem festgestellten Abstimmungsergebnis abge-
lehnt. 

Ich rufe auf:  

5 Gesetz zur Harmonisierung und Stärkung des 
Informationsfreiheitsrechts und Zugang zu 
maschinenlesbaren Daten (OpenData-Gesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/14379 (Neudruck) 

erste Lesung 

Herr Kollege Herrmann hat für die Piratenfraktion 
jetzt das Wort. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Liebe Zuschauer hier im Saal und zu 
Hause. Liebe Kolleginnen und Kollegen! So kurz vor 

Ende der Legislaturperiode haben wir noch einen 
Gesetzentwurf vorgelegt. 

(Zuruf) 

– Ja, weil es notwendig ist. Es gab ja einige Versu-
che, die Informationsfreiheit in Nordrhein-Westfalen 
in dieser Legislaturperiode weiterzuentwickeln. Aus 
unterschiedlichsten Gründen hat das aber nicht rich-
tig funktioniert. 

Man kann jetzt auch viel darüber spekulieren, wie 
das im zukünftigen Landtag möglich sein wird. Keiner 
kennt seine Konstellation; keiner weiß, wie er sich zu-
sammensetzen wird. 

Deswegen sollten wir hier noch einen Versuch ma-
chen. Die Zeit ist günstig. Vier der hier vertretenen 
Fraktionen haben vor ungefähr 16 Jahren das IFG 
Nordrhein-Westfalen verabschiedet, und zwar ein-
stimmig. Wir waren damals nicht dabei. Wir wären 
aber auf jeden Fall auch dafür gewesen. Insofern 
möchte ich Sie bitten, sich mit unserem Gesetzent-
wurf zu beschäftigen. Denn ich glaube, dass die Si-
tuation günstig ist, diese Änderungen jetzt noch vor-
zunehmen.  

Es sind genau drei Änderungsvorschläge zum IFG, 
die wir machen wollen. Ich möchte sie Ihnen jetzt 
kurz vorstellen. 

Zum einen geht es um eine Ausweitung des Kreises 
der Antragsberechtigten für eine Information auch 
auf juristische Personen. Das sind Firmen, aber auch 
Bürgerinitiativen und Vereine. Alle anderen Bundes-
länder, die ein Informationsfreiheitsgesetz haben, er-
teilen die Auskunft auch an juristische Personen. 
Dort dürfen also auch juristische Personen anfragen. 
Das macht auch keine Probleme. Man muss jetzt 
keine Angst haben, dass man dann von Anfragen 
überrollt wird. Man kann sich ja die Erfahrungen der 
anderen Bundesländer, die das bereits machen, an-
sehen. Warum sollen wir das hier in Nordrhein-West-
falen nicht auch einführen? So schaffen wir ein allge-
meines Informationszugangsrecht. Das wäre dann 
auch ganz im Sinne einer Entschließung der Konfe-
renz der Informationsfreiheitsbeauftragten vom 2. 
Dezember 2016, die genau dieses allgemeine Infor-
mationszugangsrecht gerne hätten. 

Der zweite Punkt ist der Zugang zu Daten auch in 
maschinenlesbarer Form. Eigentlich ist diese Ergän-
zung dringend notwendig. Man kann so, wie das Ge-
setz im Moment formuliert ist, auch herauslesen, 
dass das alles jetzt schon möglich ist. Hier geht es 
letztlich um eine Klarstellung, indem man in das Ge-
setz schreibt, dass eine Informationsweitergabe in 
maschinenlesbarer Form möglich ist. Das sollte ge-
wünscht sein, denke ich – ganz im Sinne der Open-
Data-Strategie der Landesregierung und des Open-
Data-Gesetzes der Bundesregierung. Nein, es ist 
kein zusätzlicher Aufwand; denn es geht immer um 
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vorhandene Daten und die Übermittlung in maschi-
nenlesbarer Form. Es müssen also keine neuen Da-
ten konstruiert werden, weil es immer nur um das 
Vorhandene geht. 

Beim dritten Punkt handelt es sich um eine Kleinig-
keit, die aber möglicherweise zu einer großen Ar-
beitserleichterung für die auskunftspflichtigen Behör-
den führt. Denn bisher ist die schriftliche Beschei-
dung bei der Ablehnung oder Einschränkung einer 
Anfrage zwingend vorgegeben. Das macht im Hin-
blick auf mögliche Klagen für den Anfragenden Sinn. 
Es mag aber vielleicht auch gar nicht der Grund sein, 
dass er klagen möchte. Für mündliche Anfragen gibt 
es nämlich eine Ausnahme. Hier kann der Anfra-
gende wählen, ob er seine Ablehnung noch einmal 
schriftlich erhalten will. Meines Erachtens sollte man 
diese Wahlmöglichkeit auch für elektronische Anfra-
gen, also Anfragen per E-Mail, einführen. Das würde 
es zumindest den Behörden erleichtern, nicht jede 
elektronische Anfrage schriftlich beantworten zu 
müssen. Es ist auch keine Einschränkung von ir-
gendwelchen Rechten, weil der Anfragende immer 
die Möglichkeit hat, auf der schriftlichen Beantwor-
tung zu bestehen. 

Das war es schon. Es sind drei einzelne Änderun-
gen. Sie würden die Informationsfreiheit in Nord-
rhein-Westfalen auch ein Stückchen voranbringen. 

Ich sage schon vorab: Wir werden keine Anhörung 
von Sachverständigen beantragen. Das liegt nicht 
nur an den engen Zeitvorgaben, die das schwer 
möglich machen. Denn ich glaube auch, dass wir 
diese drei Dinge hier im Ausschuss mit unserem ei-
genen Sachverstand besprochen bekommen. 

Ich freue mich auf die Beratung und auf Ihre Meinung 
zu diesem Gesetzentwurf. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Herrmann. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Herr Kollege van den Berg. 

Guido van den Berg (SPD): Frau Präsidentin! Ge-
schätzte Kolleginnen und Kollegen! Herr Herrmann, 
dass in dieser Wahlperiode beim Thema „Open 
Data – Open Government“ nichts passiert, ist eine 
Wahrnehmung, die niemand hier im Saal haben 
kann, glaube ich – gerade dann nicht, wenn man bei 
einigen der Veranstaltungen gewesen ist und zum 
Schluss noch gesehen hat, wie auch Kommunen ein-
gebunden worden sind. Bei allem Verständnis dafür, 
dass Wahltermine anstehen, habe ich die herzliche 
Bitte, eine solche Pauschalisierung sein zu lassen. 

Sie versuchen jetzt, in einem Aufschlag ein Open-
Data-Gesetz schaffen, und meinen, das mit drei 
textlichen Änderungen im Informationsfreiheitsge-
setz NRW hinzubekommen. 

Zu Ihrem ersten Änderungsvorschlag in Art. 1 Nr. 1, 
der Ausweitung des Kreises der Antragsteller auf ju-
ristische Personen, schreiben Sie in Ihrem Antrag, im 
Augenblick sei das alles unzureichend, und zwar aus 
folgendem Grund: „Dadurch werden potenzielle 
Nutzer, zum Beispiel „Medienhäuser“, aber auch 
Vereine und Bürgerinitiativen von dem Zugang zu 
Informationen und Akten der öffentlichen Hand „ab-
geschnitten“. 

Ich vermute, dass Sie sich diesbezüglich wenig mit 
der Praxis beschäftigt haben; denn sowohl die vorhin 
von Ihnen zitierte Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit, die in diesem Zusammen-
hang die Aufsichtsbehörde nach § 13 IFG ist, als 
auch alle Rechtsprechungen von Verwaltungsgerich-
ten haben bislang regelmäßig und in allen Fällen dies 
für zulässig erachtet. Dass wir an dieser Stelle ein 
riesiges Problem haben, sagen also weder die Auf-
sichtsbehörde noch die Verwaltungsgerichte.  

Das IFG – das ist Ihre grundfalsche Annahme – ist 
kein Open-Data-Gesetz, sondern verfolgt im Kern ei-
nen bürgerschaftlichen Ansatz. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege van den 
Berg, Entschuldigung, dass ich unterbreche. Herr 
Kollege Hermann von den Piraten möchte Ihnen eine 
Zwischenfrage stellen. 

Guido van den Berg (SPD): Ja. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank, dass Sie 
die Zwischenfrage zulassen. – Mich hat das, was Sie 
sagen, gerade ein bisschen irritiert. Warum kommen 
Sie zu der Annahme, dass Verwaltungsgerichte Me-
dienhäusern jetzt regelmäßig ein Antragsrecht auf In-
formationsfreiheit in Nordrhein-Westfalen gewährt 
haben? Das ist ausdrücklich ausgeschlossen, weil 
nur natürliche Personen antragsberechtigt sind. Das 
sagt der Gesetzestext ganz klar. 

Ich selbst prozessiere gerade gegen die Landesre-
gierung, weil ich als Abgeordneter nicht als natürliche 
Person gelte, sondern als juristische Person angese-
hen werde. Ich bekomme auch keine Auskunft nach 
IFG. Wie kommen Sie zu dieser eben gemachten 
Aussage? 

Guido van den Berg (SPD): Ich habe Ihnen ja ge-
sagt, dass die Formulierung aus Ihrem eigenen An-
trag stammt. Sie haben gesagt, sie seien „abge-
schnitten“. Ich habe Ihnen dargestellt, wie die Auf-
sichtsbehörde – das ist in diesem Fall die Landesda-
tenschutzbeauftragte, die Sie selbst zitiert haben – 
dies im Augenblick einschätzt. Sie sagt sehr deutlich, 
dass bis jetzt regelmäßig auch Anfragen von juristi-
schen Personen als zulässig beurteilt wurden. Daher 
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gibt es das Regelungsproblem in der Praxis einfach 
nicht. 

Ich sehe das Kernproblem, dass Sie nicht anerken-
nen, dass das IFG im Kern eigentlich einen anderen 
Zweck verfolgt. Es hat einen bürgerschaftlichen An-
satz. Es geht darum, nicht Auskunftsrechte von Insti-
tutionen zu stärken, sondern die Auskunftsrechte 
ganz normaler Bürgerinnen und Bürger. Diese Aus-
kunftsersuchen und Veröffentlichungspflichten nach 
§ 12 IFG drehen sich im Kern und in der Praxis um 
Dokumente und nicht um offene Datensätze. 

Die Frage, wie man damit umgeht, wollen Sie in Art. 
1 Nr. 2 Ihres Änderungsantrags aufgreifen. Sie sa-
gen: Jetzt brauchen wir ein Recht auf elektronische, 
maschinenlesbare Dateien. 

Meine Damen und Herren, § 5 Abs. 1 Satz 5 des IFG 
gewährt schon heute dem Antragsteller das Recht, 
gewünschte Informationen auch in elektronischer 
Form zu erhalten. Sie haben vorhin selbst einge-
räumt, das sei heute irgendwie auch schon möglich. 
Man muss aber hier noch einmal betonen: Im Kern 
geht es an dieser Stelle um Dokumente und maschi-
nenlesbare Bereitstellung von Dateien. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Vorhandene! 
Nur vorhandene!) 

Die maschinenlesbare Bereitstellung von Daten der 
öffentlichen Verwaltung wird grundsätzlich nach § 16 
des E-Government-Gesetzes behandelt und näher 
bestimmt. Man kann natürlich darüber diskutieren, 
dass hier noch keine umfassenden Bereitstellungs-
pflichten vorhanden sind. Aber wir alle wissen, dass 
gerade das intensiv mit Bund und Ländern diskutiert 
wird. Gerade im Rahmen der Open-Government-
Strategie befindet sich dies in der Diskussion. 

Meine Damen und Herren, der dritte Punkt betrifft Art. 
1 Nr. 3 Ihres Antrags. Er sagt, dass wir hier eine nicht 
zeitgemäße und bürokratische Schriftform hätten. 
Lieber Herr Herrmann, ich glaube, diese Formulie-
rung und auch der Hinweis, das sei eine unnötige Be-
lastung der öffentlichen Verwaltung, verkennen im 
Kern, dass es eben nicht nur darum geht, wie E-Mails 
bearbeitet werden; denn in der öffentlichen Verwal-
tung geht es vor allen Dingen auch darum, Rechtssi-
cherheit herzustellen. 

Bei einer Eingabe, die per E-Mail kommt, ist es ganz 
häufig so – das erzählen uns die Leute aus der Pra-
xis –, dass eben nicht zweifelsfrei zu identifizieren ist, 
wer eigentlich der Petent ist. Gerade wenn es um ei-
nen negativen Bescheid geht, hat die öffentliche Ver-
waltung ein hohes Interesse, dass sie einen Be-
scheid ausstellen kann, in dem zweifelsfrei die Per-
son identifiziert ist und die Rechtsbehelfe usw. zwei-
felsfrei ihren Empfänger finden, damit Klagen vor 
Verwaltungsgerichten etc. in richtiger Form behan-
delt werden können. 

Meine Damen und Herren, ich verstehe ja, dass man 
wenige Monate vor einer Landtagswahl in der Bre-
douille steckt, noch schnell etwas vorweisen zu müs-
sen. Aber dass man glaubt, ein Open-Data-Gesetz 
im Hopplahopp-Verfahren durchbringen zu können, 
löst bei uns viele Fragezeichen aus. 

Natürlich ist es kollegialer Brauch, einen solchen An-
trag an den zuständigen Fachausschuss zu überwei-
sen. Aber auch Ihre Ankündigung, dass wir dafür kei-
nen externen Sachverstand benötigen, sondern es 
einfach so beraten, hat mich überrascht. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wir betreuen das Thema „Open Data – Open 
Government“ jetzt seit fünf Jahren in diesem Land 
sehr intensiv. Ich habe Ihnen dargestellt, wie die 
Strategie entstanden ist und wie es vorangegangen 
ist. Jetzt zu sagen: Das interessiert uns alles nicht, ist 
völlig kontraproduktiv zu diesem Prozess. 

Insofern werden Sie sich auf die sachliche Auseinan-
dersetzung im Ausschuss einstellen und gefasst ma-
chen müssen. Anders kann man mit diesem Gesetz-
entwurf nicht umgehen. – Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
van den Berg. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Kollege Stein. 

Robert Stein (CDU): Vielen Dank. – Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-
schauer! Die Möglichkeit, staatliches Handeln kon-
trollieren zu können, gehört natürlich zu den wesent-
lichen Merkmalen eines Rechtsstaates. Es ist wahr-
scheinlich auch eines der wichtigsten Bürgerrechte, 
Entscheidungsprozesse in Staat und Verwaltung in-
formativ, kritisch und konstruktiv hinterfragen zu kön-
nen. 

Um in diesem Zusammenhang dann die Transpa-
renz im Zuge der Verwaltungsmodernisierung zu 
stärken, ist am 1. Januar 2002 das Gesetz über die 
Freiheit des Zugangs zu Informationen für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Kraft getreten. 

Wie Sie auch in Ihrem Antrag erwähnt haben, Herr 
Herrmann, hat sich das Informationsfreiheitsgesetz 
für unser Bundesland bereits bewährt und etabliert. 

Ihr Gesetzentwurf sieht jetzt drei Veränderungen für 
Open Data vor, die wir sehr gerne ausführlich inhalt-
lich mit Ihnen besprochen hätten. Da muss ich mich 
jetzt der Kritik meines Vorredners anschließen. Übli-
cherweise finden zu Gesetzentwürfen auch Anhö-
rungen mit Experten im Ausschuss statt. Eine Anhö-
rung zu diesem Gesetzentwurf ist leider wohl nicht 
mehr möglich, da der Innenausschuss nur noch ein-
mal in dieser Legislaturperiode tagen wird und in der 
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letzten Sitzung des Innenausschusses bereits eine 
Beschlussempfehlung abgegeben werden muss. 
Eine Auswertung der Anhörung kann also nicht mehr 
seriös erfolgen.  

Hätten Sie bei diesem durchaus sehr wichtigen 
Thema – das ist ja unstrittig – ernsthaft eine gesetz-
liche Regelung schaffen wollen, hätten Sie deutlich 
früher aktiv werden müssen. Was Sie letzten Endes 
daran gehindert hat, ist für uns nicht nachvollziehbar, 

(Zuruf von Frank Herrmann [PIRATEN]) 

zumal es sich hier doch um eines Ihrer Kernthemen 
handeln sollte. 

Ein geordnetes parlamentarisches Verfahren ist so 
leider nicht mehr möglich. Das hat mein Vorredner 
festgestellt, und das stelle ich hier fest.  

Ich schließe mich auch den Worten meines Vorred-
ners an: Natürlich stimmen wir der Überweisung an 
den Innenausschuss der Form halber zu, weil es 
gute Gepflogenheit ist. Ich glaube aber nicht, dass 
dort wirklich eine konstruktive und vielversprechende 
Beratung stattfinden kann. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. Zeit ist 
wertvoll, und mehr muss man dazu nicht sagen. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stein. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen spricht Kollege Bolte. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich tue heute zwei unge-
wöhnliche Dinge: Ich beschäftige mich nämlich ers-
tens ausschließlich mit dem Gesetzentwurf und zwei-
tens versuche ich mich kurzzufassen. 

Lieber Kollege Herrmann, in Ihrem Antrag stellen Sie 
unter dem ersten Punkt die Frage nach natürlichen 
versus juristischen Personen als Antragsberechtigte 
im IFG. Mir ist ehrlich gesagt die Praxisrelevanz nicht 
wirklich klar geworden, weil es letzten Endes bei-
spielsweise dem Vorsitzenden eines Vereins zuzu-
muten ist, in seiner Eigenschaft als natürliche Person 
einen IFG-Antrag zu stellen. Warum es einen Mehr-
wert bringt, dass er in Person des Vereins einen sol-
chen IFG-Antrag stellt, hat sich mir nicht erschlossen. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Weil man den 
Bedarf einklagen kann! Das ist der Mehrwert!) 

Lieber Kollege Herrmann, dass Sie behaupten, Sie 
dürften als Abgeordneter keine IFG-Anfragen stellen, 
stimmt nicht. Sie dürfen als Frank Herrmann – der 
Sie neben ihrer Existenz als Abgeordneter auch noch 
sind – natürlich jede IFG-Anfrage stellen, die Sie stel-
len möchten. 

Zu dem zweiten Punkt, den Daten, die in maschinen-
lesbarer Form vorliegen. Sofern Daten vorliegen – 
Sie beziehen sich ja ausschließlich auf vorliegende 
Daten –, 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Wie das IFG, 
ja!) 

ist der Antragsteller bzw. die Antragstellerin frei darin, 
zu wählen, in welcher Form er/sie die Daten abfragen 
möchte. Kollege van den Berg hat ausführlich darge-
stellt, wie der Rechtsrahmen in Nordrhein-Westfalen 
durch das auch bundesweit vorbildliche E-Govern-
ment-Gesetz gestaltet ist. Ergänzend dazu sorgen 
wir mit der Open.NRW-Strategie dafür, dass es in Zu-
kunft noch mehr maschinenlesbare Daten geben 
wird. 

In Bezug auf den dritten Punkt habe ich mich gewun-
dert, warum das aus Ihrer Sicht ein Thema ist. Ich 
habe diese Regelung immer so verstanden, dass es 
eigentlich eher einen Schutz für die Betroffenen dar-
stellen soll, im Zweifelsfall zu klagen. Warum man 
diese Schutzfunktion abbauen soll – so habe ich das 
verstanden –, kann man in der Ausschussdebatte 
noch klären. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Nein, das ist 
eine Auswahlmöglichkeit!) 

Das hat sich mir nicht erschlossen. Sie haben im 
Ausschuss die Chance, uns Ihre Punkte noch einmal 
darzulegen. 

Ich muss sagen, dass ich mich über das Verfahren 
gewundert habe. Herr Kollege Herrmann, Sie haben 
im Innenausschuss bisher immer darauf bestanden, 
dass wir zu jedem Thema, das Sie eingebracht ha-
ben, mindestens eine Anhörung durchführen. Sie ha-
ben uns völlig unabhängig davon, ob es inhaltlich ge-
boten oder gar im Sinne der Betroffenen war, mit Ver-
fahrensfragen zum Teil wirklich malträtiert. Warum 
Sie kurz vor Toresschluss noch mit einem Gesetz-
entwurf um die Ecke kommen, von dem Sie wissen, 
dass er kein ordentlich parlamentarisches Verfahren 
mehr bekommen kann, wird Ihr Geheimnis bleiben.  

Ab damit in den Ausschuss, und dort diskutieren wir 
weiter. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Bolte. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Gegenstand des zu beratenden Gesetz-
entwurfs der Piraten sind drei punktuelle Änderungen 
des Informationsfreiheitsgesetzes NRW, deren Ziel-
richtung für die FDP-Fraktion grundsätzlich nachvoll-
ziehbar erscheint. Allerdings lässt der Gesetzentwurf 
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eine gründliche Auseinandersetzung mit den dabei 
zu berücksichtigenden Rechtsfragen vermissen. 

Da wäre zum Ersten die Frage nach der Ausweitung 
der Anspruchsberechtigung auf juristische Perso-
nen. Zutreffend ist, dass die Beschränkung der An-
tragsberechtigung auf natürliche Personen in § 4 
Abs. 1 IFG NRW im Vergleich von Bund und Ländern 
besonders restriktiv ist. Da könnten wir Freien Demo-
kraten uns durchaus eine Weiterentwicklung vorstel-
len. 

Weshalb dann allerdings die Formulierung „jede na-
türliche und juristische Person“ favorisiert wird, die 
ansonsten nur Schleswig-Holstein verwendet, er-
scheint wenig nachvollziehbar, vor allem vor dem 
Hintergrund, dass Sie Bürgerinitiativen die An-
spruchsberechtigung doch ausdrücklich zuerkennen 
wollen, diese aber in der Regel gerade keine juristi-
schen Personen, sondern nur teilrechtsfähig sind. 

(Beifall von Matthi Bolte [GRÜNE]) 

Der von Ihnen beschriebene Zweck würde mit der 
Änderung also gar nicht erreicht. 

Im Übrigen: Weshalb soll nicht die schlanke Formu-
lierung des IFG Bund „jeder“ übernommen werden? 
Auch dazu verhält sich der Gesetzentwurf ein-
schließlich seiner Begründung nicht. 

Die Frage nach der Anspruchsberechtigung nimmt 
beispielsweise im Kommentar von Schoch zum IFG 
Bund – 2. Auflage 2016 – ganze 15 Seiten in An-
spruch. Ich habe die Ahnung, dass es mir von man-
chem Kollegen positiv angerechnet werden könnte, 
wenn ich an dieser Stelle auf eine Vertiefung ver-
zichte. 

(Heiterkeit und Beifall von der FDP, der SPD, 
der CDU und den GRÜNEN) 

Vor einer Gesetzesänderung müsste aber natürlich 
eine vertiefte Beratung erfolgen. Dafür kommen Sie 
mit dem Gesetzentwurf zwei Monate vor der Land-
tagswahl aber schlicht zu spät. Hinsichtlich der bei-
den weiteren von Ihnen beantragten Änderungen er-
scheint mir jedenfalls die Kongruenz zwischen Ände-
rungsbefehl und Begründung zweifelhaft. 

Meine Damen und Herren, die von den Piraten in 
dem Gesetzentwurf in Bezug genommene Entschlie-
ßung der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauf-
tragten in Deutschland vom 2. Dezember 2016 stellt 
aber eigentlich einen ganz anderen Gegenstand in 
den Vordergrund, wie bereits aus dem Titel der Ent-
schließung „Nicht bei OpenData stehen bleiben: 
Jetzt auch Transparenzgesetze in Bund und Ländern 
schaffen!“ deutlich wird. Die Gesetzgeber in Bund 
und Ländern werden aufgefordert, Transparenzge-
setze zu schaffen, welche den individuellen, antrags-
gebundenen Informationszugangsanspruch mit der 

Verpflichtung öffentlicher Stellen verbinden, be-
stimmte Informationen aktiv auf Informationsplattfor-
men im Internet zu veröffentlichen. 

Wir Freien Demokraten haben uns bereits frühzeitig 
dafür ausgesprochen, aus der Holschuld der Bürger 
eine Bringschuld der Verwaltung zu machen, haben 
aber die Fallstricke – beispielsweise das Konnexi-
tätsprinzip im Falle der Einbeziehung der Kommu-
nen – von vornherein auf dem Schirm gehabt. Wie 
Anfang des Monats in der Presse zu lesen war, wird 
es mit Rot-Grün aber kein Transparenzgesetz ge-
ben, obwohl dies im Koalitionsvertrag für die lau-
fende Wahlperiode vereinbart worden ist. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Ja, leider!) 

Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin: 

„Wir werden die Veröffentlichungspflichten der öf-
fentlichen Stellen deutlich ausweiten und damit 
das Informationsfreiheitsgesetz hin zu einem 
Transparenzgesetz weiterentwickeln.“ 

Auch kann von einer Ausweitung der Veröffentli-
chungspflichten nicht die Rede sein, da es den Res-
sorts im Rahmen des Projekts Open.NRW freisteht, 
sich am Portal zu beteiligen und zu entscheiden, wel-
che Daten publik gemacht werden. Rot-Grün ist 
also – an den eigenen Ansprüchen gemessen – kläg-
lich gescheitert. 

(Beifall von Frank Herrmann [PIRATEN]) 

Wir Freien Demokraten erneuern den bereits im Rah-
men der Beratung des Gesetzentwurfs der Piraten 
für ein Transparenzgesetz unterbreiteten Vorschlag, 
zunächst mit einem kurzen, prägnanten und rechts-
klaren Katalog an Veröffentlichungspflichten zu be-
ginnen und Erfahrungswerte zu sammeln, die eine 
spätere Fortentwicklung und Ausweitung auf weitere 
Tatbestände ermöglicht. Open Data darf nicht an Ma-
ximalforderungen scheitern. 

Der Überweisung des Gesetzentwurfs in den Aus-
schuss stimmen wir natürlich zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wedel. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Vieles haben meine Vor-
redner schon festgestellt. Ich will mich auf drei 
Punkte aus dem Gesetzentwurf, Herr Herrmann, be-
schränken.  

Das Informationsfreiheitsgesetz ist ein Gesetz, das in 
erster Linie unseren Bürgerinnen und Bürgern nut-
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zen soll. Es geht darum, zwischen Mensch und Ver-
waltung Vertrauen und Transparenz herzustellen. 
Deshalb ist es kein Versehen, sondern eine eindeu-
tige Absicht, dass natürliche und nicht juristische Per-
sonen dort begünstigt werden. 

Beim zweiten Punkt, was Ihren Gesetzentwurf an-
geht, werden bereits jetzt Daten im IFG elektronisch 
zur Verfügung gestellt. Die Verabschiedung eines 
Bundesgesetzes ist in Planung. Danach werden die 
Länder Open-Data-Gesetze in ihrem Zuständigkeits-
bereich erfassen und, soweit noch nicht geschehen, 
angepasst.  

Beim dritten Punkt, Herr Herrmann, haben wir in der 
Tat Bedenken. Wir sehen dies kritisch. Es ist gerade 
wichtig für die Rechtssicherheit der Bürgerinnen und 
Bürger, dass Bescheide schriftlich-förmlich zugestellt 
werden,  

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Es soll eine 
Wahlmöglichkeit sein, steht deutlich drin!) 

um fristwahrend möglicherweise gegen eine solche 
Entscheidung vorgehen zu gehen.  

Ansonsten verweise auch ich auf die Ausschussbe-
ratung. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Mi-
nister Jäger. – Damit schieße ich die Aussprache zu 
Tagesordnungspunkt 5. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt, wie Sie jetzt schon mehrfach gehört haben, die 
Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 
16/14379 – Neudruck – an den Innenausschuss. 
Möchte jemand gegen die Überweisung stimmen? – 
Nein. Sich enthalten? – Auch nicht. Damit haben wir 
die Überweisungsempfehlung angenommen.  

Ich rufe auf: 

6 Studiengebühren bleiben abgeschafft – Stu-
dierende und ihre Familien haben klare Aussa-
gen verdient 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/14392 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/14501 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/14508 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die SPD-Fraktion Herr Kollege Bell das Wort. 

Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine werten Kolleginnen und Kollegen! Die Men-
schen in diesem Land erwarten von Politik in zentra-
len Politikfeldern klare Aussagen. Eines der zentra-
len Politikfelder in diesem Land ist die Hochschulpo-
litik, weil von ihr unter anderem nicht nur die Beschäf-
tigten an den Hochschulen, sondern auch 770.000 
Studierende und ihre Familien unmittelbar betroffen 
sind. 

Deswegen war es ein guter Tag, als Rot-Grün am 
24.02.2011 die Zusage, die im Wahlkampf 2010 ge-
macht worden ist, die Studiengebühren in diesem 
Land abzuschaffen, eingehalten hat und diese Stu-
diengebühren letztlich abgeschafft worden sind.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Nun sind wir vor Landtagswahlen. Natürlich haben 
die Menschen erneut einen Anspruch darauf, zu wis-
sen: Wofür stehen die Parteien und die Fraktionen in 
diesem Hohen Haus, wenn es um ein solches zent-
rales Politikfeld geht?  

Bei der FDP ist die Frage völlig klar und entschieden. 
Sie waren und Sie sind Befürworter von Studienge-
bühren. Das wird auch durch den entsprechenden 
Entschließungsantrag deutlich. Das ist klar. Das ist 
kein Geheimnis. Das ist aus meiner Sicht ein Allein-
stellungsmerkmal in diesem Haus. Herzlichen Glück-
wunsch! 

Bei der CDU ist die Lage völlig anders. Am 5. De-
zember gibt der Spitzenkandidat, der Parteivorsit-
zende und Fraktionsvorsitzende Armin Laschet, der 
„Rheinischen Post“ ein Interview. Ich zitiere mit Er-
laubnis der Präsidentin.  

Auf die Frage „Würden Sie Studiengebühren wieder 
einführen?“ antwortet Laschet:  

„In der alten Form sind Studiengebühren kein 
Thema. Aber ich halte es für ein Gebot der sozia-
len Gerechtigkeit, mindestens über Modelle nach-
zudenken. Dass Pfleger für ihre Ausbildung zah-
len und Ärzte nicht, ist schräg.“  

Es gehe darum, 

„diejenigen finanziell an der akademischen Aus-
bildung zu beteiligen, die später nachweislich 
mehr verdienen.“ 

– So Armin Laschet. – Nicht nur, dass er die Wieder-
einführung von Studiengebühren politisch völlig 
überhöht und als ein Gebot der sozialen Gerechtig-
keit bezeichnet – wir als Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten glauben nicht, dass es sozial ge-
recht ist, wenn es allen schlecht geht, meine sehr 
verehrten Damen und Herren –, 
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